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Förderklassen spalten die Lehrerschaft
Viele Zürcher Lehrkräfte befürworten die Volksinitiative, der Verband ist dagegen – warum eigentlich?

ROBIN SCHWARZENBACH

Es ist Oktober, und Eltern,Lehrerinnen,
Schulleiter, Schulpräsidentinnen, Bil-
dungspolitiker und weitere Betroffene
im Kanton Zürich warten gespannt auf
denVorschlag, den Silvia Steiner (Mitte)
dem Parlament zur Umsetzung der För-
derklasseninitiative in wenigenWochen
vorlegen wird.Der Kantonsrat hatte das
Volksbegehren eines Komitees um die
Schulleiterin und Stadtzürcher FDP-
Gemeinderätin Yasmine Bourgeois im
März angenommen. Kein Gegenvor-
schlag, keine Volksabstimmung, es sei
denn, es kommt doch noch zu einem
Referendum: Der Ball liegt nun bei der
Bildungsdirektorin.

Die Initiative verlangt, dass verhal-
tensauffällige Schüler und solche mit
einer Lernschwäche bei Bedarf in so-
genannte Förderklassen oder Klein-
klassen eingeteilt werden können. Dies
semesterweise und vorübergehend, wie
Bourgeois und ihre Mitstreiter betonen.
Idealerweise befinden sich diese Lern-
gruppen im gleichen Schulhaus wie die
Regelklassen,ausdenendieKinderkom-
menund in die sie bei guterEntwicklung
auch wieder zurückkehren können sol-
len. Geführt werden sollen diese Klein-
klassen von Heilpädagoginnen.

Steiner selbst hält wenig von dem
Volksbegehren. Statt einem Semester-
Regime hätte sie eine Lösung mit er-
weiterten Lernräumen bevorzugt, in
die besonders schwierige Kinder zwi-
schendurch für ein kurzes Time-out ge-
schickt werden können. Vielleicht wird
dieMitte-Politikerin einenMittelwegan-
steuern, auch wenn sie sich unlängst da-
gegenverwahrte,dieFörderklasseninitia-
tive verwässern zuwollen.Aber nach der
Debatte imParlament sagte sie zurNZZ:
«Einen kompletten Systemwechsel wird
es mit diesem Entscheid nicht geben.»

Viele sind unzufrieden

Die Ausgangslage ist dennoch interes-
sant. Die Initianten bedienen ein Auf-
reger-Thema: den integrativen Unter-
richt – beziehungsweise die Probleme,
die dieser Ansatz mit sich bringt. Die
Volksschule soll sich um alles kümmern:
um Unruhestifter, Legastheniker, Schü-
lerinnen mit Dyskalkulie oder solche
mit einer anderen geistigen oder kör-
perlichen Einschränkung. Um extrover-
tierte, um introvertierte, um depressive
Kinder und Jugendliche. Um traumati-
sierte Kriegsflüchtlinge und umMigran-
tenkinder, die kein oder kaum Deutsch
sprechen.Und um dieVerhaltensunauf-
fälligen in der Klasse, die sich ihrerseits
womöglich vernachlässigt fühlen wegen
all der Sonderfälle um sie herum.

Viele Eltern sind unzufrieden mit
dieser Situation. Eine Umfrage im Auf-
trag der NZZ zeigte 2023 ein deutliches
Bild. Zwei von drei Zürcher Befragten
waren sehr oder eher einverstanden da-
mit, sonderpädagogische Kleinklassen
wieder einzuführen.

Eine Umfrage des Vereins Starke
Schule beider Basel aus dem vergan-
genen Jahr deutet in die gleiche Rich-
tung. Fast zwei Drittel befürworteten die
Einrichtung von Kleinklassen «in allen
Sekundarschulen» der Kantone Basel-
Stadt und Baselland. Mehr als jeder
fünfte der befragten Lehrerinnen und
Lehrer,Eltern von schulpflichtigen Kin-
dern und Schulleitern war eher dafür.

Der Basler Verein bezeichnet seine
Umfrage als aussagekräftig.Repräsenta-
tiv ist die Studie nicht. Dennoch dürfte
sie einem verbreiteten GefühlAusdruck
geben: Integrativer Unterricht gehe zu-
lasten der grossen Mehrheit der Schüle-
rinnen und Schüler. Die kleine Gruppe
der betreuungsintensiven Kinder und
Jugendlichen gefährde den regulären
Unterricht. Störenfriede und extrem
langsame Schüler zögen die Leistung
der ganzen Klasse nach unten, da die
Lehrerinnen und Lehrer vor allem da-
mit beschäftigt seien, den Schulbetrieb
irgendwie aufrechtzuerhalten.

Diese Bedenken waren auch in
Zürich zu vernehmen, als das Parla-
ment im Frühling über die Förderklas-

seninitiative debattierte.Der FDP-Kan-
tonsrat Marc Bourgeois wählte deut-
liche Worte. «Die Schwachen erhal-
ten keine besseren Chancen, wenn im
Schulzimmer Chaos herrscht», sagte er.
«Dieses System sorgt nicht für Chancen-
gerechtigkeit, sondern höchstens dafür,
dass am Ende alle gleich schlecht sind.»

KeinWunder, stossen viele Lehrerin-
nen und Lehrer an Grenzen. KeinWun-
der, haben viele von ihnen mit Gewis-
sensbissen zu kämpfen, weil sie ihrer
eigentlichen Aufgabe mitunter kaum
mehr nachkommen können: einem
guten Unterricht für alle ihre Schüle-
rinnen und Schüler. «Das ist unter die-
sen Umständen eine Riesenarbeit, das
kann man sich als Aussenstehender gar
nicht vorstellen», sagte ein früherer An-
gestellter der Primarschule Leimbach in
Zürich, nachdem er seine Stelle zusam-
men mit fünf weiteren Klassenlehrern
entnervt gekündigt hatte.

«Separation nicht des Teufels»

Er werde seinen übrigen Schülern nicht
gerecht, da die sehr schwierigen Köpfe
der Klasse halt irgendwie mitzuschlep-
pen seien. Verständlich, würden diese
Kinder früher oder später Dinge demo-
lieren, ihre Mitschüler und die Lehrer
beschimpfen, auf die schiefe Bahn gera-
ten. Er selbst wäre auch frustriert, wenn
er dem Unterricht nicht folgen könnte
und gleichzeitig merken würde, dass er
die anderen ständig aufhalte und somit
halt doch nicht dazugehöre, sagte der
Mann im Juli gegenüber der NZZ.

Und ja, er befürworte die Förderklas-
seninitiative. Er arbeitet nun an einer
anderen Primarschule in Zürich. 90 Pro-
zent seiner jetzigen Schülerinnen und
Schüler wäre geholfen,wenn sie sich ge-
meinsam auf den Schulstoff konzentrie-
ren könnten, statt für die sehr schwie-
rigen Kinder seiner Klasse ständig ein
Sonderprogramm betreiben zu müssen,
teilte er der NZZ für diesenArtikel mit.

In Gesprächen mit weiteren Lehre-
rinnen und Lehrern im Kanton Zürich
klingt es ähnlich: Förderklassen im glei-
chen Schulhaus seien grundsätzlich eine

gute Idee.Warum sollte die Wiederein-
gliederung danach nicht funktionieren?
Viele Schülerinnen und Schüler mach-
ten in einem solchen Setting eine starke
Entwicklung durch.

Ein Sek-B-Lehrer aus dem Kno-
nauer Amt sagt, erweiterte Lernräume
oder Schulinseln boomten bereits heute.
Förderklassen für besonders anspruchs-
volle Jugendliche wären da ein weiteres
Mittel, um separate Gruppen «durch die
Hintertüre» wiedereinzuführen. Doch
für die meisten seiner Kollegen sei klar:
Der integrative Unterricht sei geschei-
tert. Deswegen erfahre die Förderklas-
seninitiative im Lehrerzimmer grosse
Zustimmung. Ein anderer Lehrer in der
Stadt Zürich sagt: «Separation ist nicht
per se des Teufels.»

Der Zürcher Lehrerinnen- und Leh-
rerverband (ZLV) sieht das jedoch ganz
anders. Der Verband hat sich früh auf
ein Nein zu dem Volksbegehren fest-
gelegt. Die Initiative bedeute «einen
substanziellen Rückschritt um Jahr-
zehnte», die «Herausforderungen» der
Volksschule liessen sich nicht durch
«Separation» lösen, liess der Verband
im Frühling verlauten.

In einem Positionspapier zu Hete-
rogenität und Integration vom vergan-
genen Jahr ist von vielen Vorteilen die
Rede: «Schüler:innen profitieren vom
Peer-to-Peer-Learning, Toleranz und
Respekt werden geschärft, das Ver-
ständnis von unterschiedlichen Bedürf-
nissen bei Kindern gefördert.» Passend
dazu hat der Verband auf Facebook vor
wenigen Wochen eine Kampagne lan-
ciert: «Ja zur Vielfalt!» lautet das Motto
der Filmchen. Zu Wort kommen unter
anderemein9-jährigerKnabemitADHS
und eine 15-Jährige, die als sportlich und
introvertiert beschrieben wird und Hilfe
bei der Lehrstellensuche braucht, «wenn
ich mutlos bin». Die Botschaft dahinter:
KinderundJugendlichebenötigtenLehr-
kräfte, die sich für sie Zeit nehmen kön-
nen. Und dafür brauche es mehr Res-
sourcen, Klassen mit maximal 19 Kin-
dern, genug ausgebildete Lehrpersonen.

Der ersten Forderung dürften wohl
auch die meisten Unterstützer der För-
derklasseninitiative zustimmen. Doch
mit deren Anliegen geht Lena Fleisch,
die Präsidentin des Verbandes, ganz
anders um, als die harmlosen Videos
vermuten liessen.Die Initiative verlange
einenZwang,unddaskommeeinemEin-
griff in die Gemeindeautonomie gleich,
sagte Fleisch kurz nach dem Kantons-
ratsentscheid in einemInterviewmit den
Tamedia-Zeitungen.Weiter bezeichnete
dieZLV-Präsidentin die vonden Initian-
ten vorgeschlagenen Förderklassen als
«stigmatisierendes Bestrafungssystem»
ohne Durchlässigkeit.

Im Gespräch mit der NZZ äussert
sich Fleisch differenzierter. Sie stellt
eine Gegenfrage: «Welches Kind teilen
Sie ein in die Förderklasse? Jenes, das
die Klasse am Montagnachmittag stört,
oder jenes,das die anderenunddieLehr-
person amDonnerstagnachmittag kaum
inRuhearbeiten lässt?»Dieses eineoder
jenes andere Kind, das die ganze Klasse
jeden Tag – und das über Wochen – in
Atem halte, das gebe es einfach nicht,
sagt Fleisch. «Das ist eine Illusion, das
haben mein Kollegium und ich in zwölf
Jahren Primarschule noch nie erlebt.»

Zwang zu Förderklassen?

Wer muss gehen?Wer darf in der Regel-
klasse bleiben? Das zu entscheiden,
dürfte bei der Umsetzung der Initiative
tatsächlich nicht ganz einfach werden.
DasArgument hingegen, dass dasVolks-
begehren die Gemeinden verpflichten
wolle, Förderklassen zwingend einzu-
richten, ist falsch.Alle Kinder imKanton
Zürich sollen «bei Bedarf» und «auf Ent-
scheid der Schulpflege hin» Zugang zu
heilpädagogischgeführtenSonderklassen
haben. So steht es im Initiativtext.Dieser
sei – anders als aus demUmfeld des ZLV
behauptet – auchnicht verändertworden,
hält die InitiantinYasmineBourgeois auf
Anfrage fest. Die NZZ hatte bereits vor
demTamedia-Interviewmit LenaFleisch
geschrieben, dass der von den Initianten
eingegebeneText keinenZwang vorsehe,
Förderklassen einzurichten.

Auch sonst gehen dieMeinungen von
GegnernundBefürworternder Initiative
auseinander:Fleisch und ihreMitstreiter
sind überzeugt, dass man Heilpädago-
ginnen nicht einfach so aus Regelklas-
sen abziehen könne, um – wie von den
Initianten angepriesen – vorzugsweise
im gleichen Schulhaus kostenneutral
Förderklassen einzurichten. Das Know-
how dieser Fachpersonen würde in den
Regelklassen schmerzlich vermisst. Die
vonderNZZbefragtenLehrerinnenund
Lehrer sehendas anders.«Ichwäre abso-
lut in der Lage, meine Klasse allein zu
führen»,sagt einer von ihnen.Er ist nicht
Mitglied im Zürcher Verband.

Ja oder Nein zur Förderklasseninitia-
tive?Auf eine Umfrage an der Basis hat
der ZLV verzichtet. Zu aufwendig, zu
komplexes Thema, um per Multiple-
Choice-Antworten ein repräsentati-
ves Bild zu erhalten, heisst es von der
Verbandsspitze.An der Delegiertenver-
sammlung vom vergangenen Juni wurde
die bisherige Position klar bestätigt: Für
die Volksinitiative votierte nur eine
Handvoll der Anwesenden.

Verhaltensauffällige Schüler sollen Zugang zu sogenannten Förderklassen haben. Das fordert eine Initiative. P. KLAUNZER / KEYSTONE
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Yasmine Bourgeois
Stadtzürcher
FDP-Gemeinderätin

Lena Fleisch
Präsidentin
des ZLV

Sollen sonderpädagogische Kleinklassen wieder eingeführt werden?

Antworten von Zürcher Stimmberechtigten, in Prozent

Sehr einverstanden Eher einverstanden Enthaltung Eher nicht einverstanden
Überhaupt nicht einverstanden

NZZ-Wahlumfrage zu den Zürcher Wahlen 2023, November/Dezember 2022 (N=2688,
Stichprobenfehler: 1,89 Prozentpunkte).

QUELLE: GFS BERN NZZ / nil.
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Wer sollte eine Kleinklasse besuchen?

Antworten von Basler Lehrern, Eltern und Schulleitern, in Prozent

Stimme zu Stimme eher zu Stimme eher nicht zu Stimme gar nicht zu

QUELLEN: STARKE SCHULEN BEIDER BASEL, 2024 NZZ / R. Sc.
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Schüler, die den Unterricht stark stören

Schüler, die dem Unterricht nicht folgen können

Schüler, die stark betreut werden müssen

Schüler, die sich in einer Regelklasse nicht wohlfühlen

39 36,1 15,1 9,7

52 33,110,54,4

61,3 30,65,13,1

36,9 33,2 19,310,6

«Dieses System
sorgt nicht für
Chancengerechtigkeit,
sondern höchstens
dafür, dass am Ende alle
gleich schlecht sind.»
Marc Bourgeois
FDP-Kantonsrat
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Plus 30 Prozent in 5 Jahren
Der Zürcher Eigenheimmarkt boomt weiter – kaufen ist wieder günstiger als mieten

ZENO GEISSELER

Wer im Kanton Zürich in der letz-
ten Zeit Wohneigentum erworben hat,
konnte nicht viel falsch machen. Die
Preise kannten nur eine Richtung: nach
oben. Alleine in den letzten fünf Jah-
ren sind Liegenschaften in den See-
gemeinden, dazu gehört auch die Stadt
Zürich, um fast 30 Prozent teurer gewor-
den. In den Agglomerationsgemeinden
(+27 Prozent) und sogar auf dem Land
(+23 Prozent) kostet der Traum vom
Wohneigentum ebenfalls deutlich mehr.
Dies zeigt der jüngste Zürcher Wohn-
eigentumsindex der Zürcher Kantonal-
bank (ZKB).

Nur schon im letzten Jahr, vom
3. Quartal 2024 bis zum 3. Quartal
2025, haben sich die Preise über alle
drei Regionen um 4,1 Prozent verteu-
ert. Damit sind frühere Prognosen der
ZKB klar übertroffen worden.Noch vor
einem Jahr rechnete die Bank für das ge-
samte Jahr 2025 mit einem Preiswachs-
tum von 3 Prozent. Inzwischen geht sie
von 4,5 Prozent aus.

Grosse Knappheit seit Jahren

Ein Hauptgrund sind die tieferen Zin-
sen. Die Schweizerische Nationalbank
hat ihren Leitzins seit dem letzten
Dezember deutlich zurückgenommen.
Vor einem Jahr lag er noch bei 1 Pro-
zent, drei Zinssenkungen später liegt er
bei 0 Prozent.Auf diesem Niveau dürfte
er noch länger verharren. Entsprechend
tief sind auch die Hypothekarzinsen,
und zwar auf längere Zeit. Eine Über-

sicht des Finanzdienstleisters VZ Ver-
mögenszentrum weist für fünfjährige
Festhypotheken Sätze zwischen rund
1,2 und 1,6 Prozent aus. Zehnjährige
sind etwa 0,3 Prozent teurer.

Ursina Kubli ist Leiterin Immobilien-
Research bei der ZKB. Sie sagt: «Beim
Wohneigentum sehen wir seit Jahren
eine grosse Knappheit. Diese Entwick-
lung hat sich jetzt noch akzentuiert.Das
Zinsumfeld ist wieder freundlicher ge-

worden, und das bedeutet, dass man im
Eigenheim wieder günstiger wohnt als
in einer Mietwohnung.»

Die tiefen Zinsen und die anspruchs-
volle Situation am Wohnungsmarkt
seien für viele Mieter ein starker An-
ziehungsfaktor. Kommt hinzu: «Bei
einer Eigentumswohnung für eine Mil-
lion Franken entsprechen 4,5 Prozent
Wertsteigerung einem Buchgewinn von
45 000 Franken in einem einzigen Jahr.»

Dies führe bei vielen Mietern zum Ge-
fühl, vom Eigenheimmarkt noch mehr
abgehängt zu werden. «Diese Sorge ist
für manche ein Antrieb, möglichst früh
zu kaufen und damit einen Fuss im
Immobilienmarkt zu haben.»

Dazu komme ein emotionaler Fak-
tor. «Ein Eigenheim bietet Sicherheit.
Eine Mietwohnung gehört einem nicht.
Es kann immer passieren, dass man die
Wohnung verlassen muss, etwa wegen
Eigenbedarfs oder einer Leerkündi-
gung. Das kann in den eigenen vier
Wänden nicht passieren.»

Homegate-Daten analysiert

Bemerkenswert ist,dass die ZKB für die
übrige Schweiz inzwischen eine gleich
starke Preisdynamikwie für denKanton
Zürich prognostiziert.Auch für denRest
des Landes sieht sie für 2025 4,5 Prozent
höhere Preise – das ist mehr als doppelt
so vielwie in derPrognose vonvor einem
Jahr.Damals ging sie nur von einemPlus
von 2 Prozent für 2025 aus.

«Dies ist auch eine Folge von Aus-
weichbewegungen», sagt Kubli. «Wer
bezahlbares Wohneigentum sucht, muss
KompromisseeingehenundzumBeispiel
einekleinereWohnung suchenoder eine,
die etwas weiter weg liegt.Entsprechend
steigendiePreise auch in anderenRegio-
nen,wenn auch auf einem deutlich tiefe-
ren Niveau als rund um Zürich.»

Was Kaufinteressenten suchen, kann
das Immobilien-Research-Team der
ZKBanhand von anonymisiertenDaten
der Online-Plattform Homegate im
Detail nachvollziehen. Kubli sagt: «Wir

sehen, wie viele Leute ein neues Such-
abonnement für Käufe abschliessen und
inwelchenRegionen undwelchenPreis-
klassen sie etwas suchen.Wir sehen auch,
wie viele Personen zu einemObjektwei-
tereUnterlagen anfordernoderwie häu-
fig ein Inserat angeklickt wird.»

Trotz steigenden Preisen hält Ursina
Kubli die Gefahr einer Blasenbildung
im Kanton Zürich für sehr gering. «Die
Preise sind zwar sehr hoch. Aber für
eine Blase braucht es auch ein speku-
latives Element, also Personen, die sich
eine Wohnung einzig in der Hoffnung
auf noch höhere Preise kaufen.» Das
aber sehe man nicht.Der grosseTeil der
Käufer seien Personen, welche die Lie-
genschaft selbst bewohnen wollten. Mit
dieser Einschätzung steht die ZKB nicht
alleine da: Auch die Grossbank UBS
bezeichnet das Blasenrisiko als mode-
rat. Das Risiko einer deutlichen Über-
bewertung von Immobilien und die Ge-
fahr eines Preiszerfalls sind also gering.

Die ZKB hat auch den Mietwoh-
nungsmarkt unter die Lupe genommen.
Dort sieht sie keine Entspannung, ob-
wohl sie von einer deutlich schwächeren
Zuwanderung ausgeht. Es gebe eine an-
gestaute Nachfrage, sagt Kubli.Die ZKB
hat nachgewiesen, dass gerade Jüngere
deutlich weniger häufig umziehen als
früher, obwohl sie dies gerne würden.
Einige bleiben länger zu Hause, weil sie
nichts Bezahlbares finden.Die Preisstei-
gerung beimWohneigentum dürfte auch
2026 anhalten.Die ZKB rechnet sowohl
für den Kanton Zürich wie auch für die
Gesamtschweiz mit einem erneuten Plus
von 4,5 Prozent.

Pfusch wird nicht bestraft
In einem Sturm verliert ein Gebäude in Winterthur Teile der Fassade – der Fall wirft ein Schlaglicht auf Probleme im Bauwesen

GIORGIO SCHERRER

Im Dörfchen nahe Valencia scheint
dieser Tage die Sonne. Während das
Schweizer Mittelland in grauem Ne-
bel versinkt, ist das Wetter dort lau, das
nahe gelegeneMeer mit um die 24 Grad
angenehm warm. An diesem schönen
Ort, in einem grossen, terracottafarbe-
nen Haus mit viel Umschwung, wohnt
gemäss Ermittlungen von Zürcher Straf-
verfolgern ein Schweizer Ehepaar.

Er, 67, hat während Jahrzehnten als
Bauunternehmer etliche Firmen in den
Konkurs gewirtschaftet.Sie,62,war seine
Mitarbeiterin. Die beiden sind, wie nun
bekanntwird,gemässderZürcherStaats-
anwaltschaft für einen spektakulärenFall
vonBaupfusch inWinterthurverantwort-
lich. Während Jahren haben die Behör-
den gegen das Paar ermittelt. Und doch
werden sie amEnde ohne Strafe bleiben.
Wie so oft in Fällen wie diesen.

Die Geschichte beginnt im Februar
2022, als ein Sturm über das Land fegt.
«Roxana» heisst er,und die Schäden,die
er anrichtet, sind zunächst die üblichen.
Umgestürzte Bäume, wild gewordene
Abfalltonnen, fliegende Zelte und Bla-
chen. In Dübendorf wird ein Auto von
einer umgefallenen Info-Tafel beschä-
digt. Und in Winterthur? Verliert ein
Gebäude einen Teil seinerAussenwand.

Szene wie aus einem Mafiafilm

So sieht es jedenfalls aus, als die örtliche
Stadtpolizei nach Mitternacht beim be-
troffenenGeschäftshaus imStadtteilTöss
eintrifft.Tatsächlich ist es dieFassade,die
in grossen Teilen abgebrochen ist. Plat-
ten aus Mineralwolle und Schutt liegen
aufderStrasse,die gesperrtwerdenmuss.
Nurmit Glück kommt niemand zu Scha-
den. Gleich neben dem Haus liegt näm-
lich die stark befahrene Autobahn A 1.
Hätte der Wind das Material auf ihre
Fahrbahnen geweht – die Folgen wären
potenziell gravierend gewesen. Auch so
entsteht ein Schaden in der Höhe von
mehreren hunderttausend Franken.

Schnell werden Ermittlungen auf-
genommen, die Eigentümerin des Ge-

bäudes erstattetAnzeige wegen Betrugs
und Gefährdung durch Verletzung der
Regeln der Baukunde. Nun, nach drei
Jahren Arbeit, stehen die mutmass-
lichen Schuldigen fest: das Ehepaar, das
heute in Spanien lebt. 2012, als die Fas-
sade installiert wird, führt er die verant-
wortliche Baufirma. Sie ist Gesellschaf-
terin des Unternehmens. Es hat unter-
dessen Konkurs gemacht.

DenAuftrag erhält die Firma, indem
sie alle Konkurrenten unterbietet –
600 000 Franken will sie für die Reno-
vation. Die Ausführung delegiert sie
an eine unübersichtliche Ansammlung
von Subunternehmen.Bei denArbeiten
muss alles schnell gehen, möglichst bil-

lig sein. Und es kommt dabei zu erheb-
lichen Mängeln. Das geht aus einer Ver-
fügung der zuständigen Staatsanwalt-
schaft hervor, über die dieTamedia-Zei-
tungen zuerst berichteten. Sie liegt auch
der NZZ vor.Darin wird dasUrteil eines
unabhängigen Sachverständigen zitiert,
der klare Worte wählt: Von «schweren
Fehlern» ist die Rede. Die Regeln der
Baukunde seien «aufs Gröbste verletzt
worden».Mehrere ehemalige Geschäfts-
partner, die am Bau beteiligt waren, be-
richten gegenüber der Staatsanwalt-
schaft ebenfalls von Regelverstössen.

Die «Taktik» des heute 67-jährigen
Baulöwen beschreibt ein Geschäftspart-
ner laut Verfügung so: Er habe mehrere

Firmen gleichzeitig bauen lassen. Alles
war durcheinander, am Schluss habe
niemand gewusst,was alles erledigt wor-
den sei. Und bezahlt worden sei man
auch nicht. Seiner Firma habe derMann
1,9 Millionen Franken geschuldet, be-
hauptet der Geschäftspartner.Alles per
Handschlag vereinbart. Als er und sein
Vater wegen des Geldes bei dem Unter-
nehmer vorstellig geworden seien, hät-
ten sie in seinemBüro dreissig Bulgaren
angetroffen. Sie seien beim Eintritt ab-
getastet worden.Dann, als sie nach dem
Geld fragten, seien dieMänner drohend
aufgestanden.

Eine Szene wie aus einemMafiafilm.
Was daran stimmt, lässt sich nicht ab-

schliessend klären. Fest steht: Obwohl
etliche beteiligte Firmen von den Män-
geln gewusst haben wollen, hat keine
protestiert.Warnungen von seriösenAn-
bietern wurden ignoriert. Erst der spek-
takuläre Abbruch während des Sturm-
tiefs Roxana und die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft brachten die Betei-
ligten zum Reden. Der Fall erlaubt da-
mit einen seltenen Einblick in jeneTeile
des Baugewerbes, die mit tiefen Preisen,
minderwertiger Arbeit und einem un-
durchsichtigen Firmennetz Aufträge an
Land holen, die Verantwortung für ihre
Arbeit aber scheuen.

Strafverfolgung schwierig

Wie genau die Baufirma im vorliegen-
den Fall gewirtschaftet hat, bleibt im
Dunkeln. Ein Blick ins Handelsregister
zeigt jedoch, dass der Mann hinter dem
Winterthurer Fassaden-Fiasko kein un-
beschriebenes Blatt ist: Vier von ihm
geführte Baufirmen endeten im Kon-
kurs. Davor verlegten sie häufig den
Sitz. Vier Mal tat das allein die im vor-
liegenden Fall verantwortliche Gesell-
schaft. Für ein solches Vorgehen kann
es viele Gründe geben. Klar ist: Sol-
che Verlegungen erschweren es Gläu-
bigern und Behörden, ein Unterneh-
men zu kontrollieren und zur Rechen-
schaft zu ziehen.

Auch die Strafverfolgung ist bei Fäl-
len von Baupfusch schwierig. So auch
im vorliegenden Fall. Die potenziell
strafbaren Handlungen sind bereits
zehn Jahre her, als die Ermittlungen
aufgenommen werden. Der passende
Straftatbestand – Gefährdung durch
Verletzung der Regeln der Baukunde –
ist damit verjährt.

Für ein ernsteres Delikt, etwa Betrug,
fehlen die nötigen Beweise. Zumal die
Aufbewahrungspflicht für Geschäfts-
bücher nach zehn Jahren ebenfalls abge-
laufen ist. Die Staatsanwaltschaft Win-
terthur hat das Verfahren gegen das
Schweizer Ehepaar deshalb eingestellt.
Es wird in seinem geräumigen Haus ob
Valencia also weiterhin die Pensionie-
rung geniessen können.

Dieses Geschäftshaus inWinterthur ist 2022 durch das Sturmtief «Roxana» schwer beschädigt worden. STADTPOLIZEI WINTERTHUR

Die Eigenheimpreise im Kanton Zürich steigen kräftig

Zürcher Wohneigentumsindex, 2006 = 100

Land Region See*

* Seegemeinden inklusive Stadt Zürich.
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